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Einleitung 

Seit Einführung des § 613 a in das BGB1 ist die Diskussion um Anwen-
dungsbereich und Reichweite der Vorschrift  nicht abgerissen.2 Die besondere 
Aufmerksamkeit,  die dem Gesetz in Literatur und Rechtsprechung zuteil wurde, 
ist in letzter Zeit durch einen weiteren Aspekt verstärkt worden. Zu dem 
"klassischen" Anwendungsbereich der Sanierung und Umstrukturierung von 
Betrieben, bei dem rechtsgeschäftliche Betriebs- oder Betriebsteilsübertragun-
gen schon bisher eine wesentliche Rolle gespielt hatten, ist der Bereich der Pri-
vatisierung der ehemals volkseigenen Betriebe der DDR durch die Treuhandan-
stalt hinzugetreten.3 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich nur mit einem kleinen Ausschnitt der 
bei einer rechtsgeschäftlichen Betriebsübertragung entstehenden Probleme. Ge-
genstand der Untersuchung ist die arbeitsrechtliche Fragestellung nach den 
Auswirkungen des Betriebsübergangs auf die Wettbewerbsverbote der Arbeit-
nehmer. 

§ 613 a Abs. 1 S. 1 BGB bestimmt, daß der neue Inhaber, auf den ein Be-
trieb oder Betriebsteil durch Rechtsgeschäft übergeht, in die Rechte und 
Pflichten aus den bestehenden Arbeitsverhältnissen eintritt. Damit stellt sich 
zunächst die Frage, inwieweit sich die Rechtsfolge des § 613 a Abs. 1 S. 1 BGB 
auf die jeweiligen Wettbewerbsverbote erstreckt. 

Zwei Arten von Wettbewerbsverboten lassen sich im Arbeitsrecht grund-
sätzlich unterscheiden. Neben den sogenannten "gesetzlichen" Wettbewerbs-
verboten, die dem Arbeitnehmer für die Dauer des Arbeitsverhältnisses eine 
Konkurrenztätigkeit verbieten, gibt es die "nachvertraglichen" Wettbewerbs-
verbote, die aufgrund gesonderter Vereinbarung fur eine bestimmte Zeit nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten. 

1 § 613 a BGB wurde anläßlich der Novellierung des BetrVG 1972 mit Wirkung 
vom 19.1.1972 in das BGB eingefügt; zur geschichtlichen Entwicklung vgl. ausführl. 
unten III. Teil, Abschn. A, 2. Kap., 2. c. 

2 Vgl. hierzu nur Willemsen,  RdA 1991, 204 f. m.w.Nachw. 
3 Schauby  AuA 1991, 225 (227); Kempen,  BB 1991, 2006; vgl. ferner  Commandeur, 

NZA 1991, 705 ff;  Weimar/Alfes,  DB 1991,1830. 



22 Einleitung 

Der Frage des Eintritts des Erwerbers in die Rechtsstellung aus dem Wett-
bewerbsverbot schließt sich eine weitere Fragestellung von zentraler Bedeutung 
an: Es geht um die Frage nach den Auswirkungen des Betriebsübergangs auf 
Inhalt und Umfang der Wettbewerbsverbote. Eine Betriebs- oder Betriebsteils-
veräußerung kann auf Erwerber- wie auf Veräußererseite zu einschneidenden 
Veränderungen der geschäftlichen Aktivitäten des Arbeitgebers führen. Ent-
sprechend der geschäftlichen und unternehmerischen Neuorientierung kann sich 
die Bestimmung dessen, was als Konkurrenztätigkeit anzusehen ist, verändern. 
Es wird somit zu untersuchen sein, in welcher Weise nach den geltenden ge-
setzlichen Regelungen eine Anpassung der Reichweite der Wettbewerbsverbote 
an veränderte geschäftliche Situationen erfolgt.  Es gilt, den Konnex von Be-
trieb, unternehmerischer Tätigkeit und arbeitsrechtlich verbotener Konkurrenz-
tätigkeit zu klären. 

Entsprechend der unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen für Wettbe-
werbsverbote ist der Gang der Untersuchung - neben einer Darstellung der all-
gemein geltenden Grundlagen - in zwei Hauptbereiche unterteüt. Während in 
einem Teil die Auswirkungen des Betriebsübergangs auf die gesetzlichen Wett-
bewerbsverbote sowie die damit zusammenhängenden Fragestellungen behan-
delt werden, wird in einem weiteren Teü untersucht, inwieweit § 613 a BGB 
auf nachvertragliche Wettbewerbsverbote anwendbar ist und welche Schlußfol-
gerungen sich hieraus für die Reichweite der nachvertraglichen Wettbewerbs-
verbote ergeben. 



Erster  Teil 

Grundlagen zum Betriebsübergang 

§ 613 a BGB regelt die rechtlichen Folgen des Betriebsübergangs für das be-
stehende Arbeitsverhältnis. Im folgenden Abschnitt werden einige für das Vor-
verständnis grundlegende Fragestellungen im Zusammenhang mit dem Be-
triebsübergang dargestellt. Hierzu gehört zunächst die Ausgangsfrage nach dem 
Regelungsgehalt des § 613 a Abs. 1 S. 1 BGB. Des weiteren sollen die Merk-
male "Betrieb" und "Betriebsteil" erörtert werden, nicht nur, weil die Rechts-
folge des § 613 a Abs. 1 S. 1 BGB unmittelbar an die rechtsgeschäftliche Ver-
äußerung eines Betriebes oder Betriebsteils anknüpft, sondern weil sich hier 
möglicherweise auch erste Hinweise auf den Zusammenhang von Veräuße-
rungsobjekt und Wettbewerbsveibot ergeben. Von allgemeiner Bedeutung für 
die Auswirkungen des Betriebsübergangs auf die Wettbewerbsverbote ist 
schließlich noch der Zeitpunkt des Übergangs sowie die Frage, nach welchen 
Kriterien sich die Zuordnung des Arbeitnehmers zum übergehenden Betrieb 
oder Betriebsteil bestimmt. 

1. Der Regelungsgehalt des § 613 a Abs. 1 S. 1 BGB -
Austausch des Vertragspartners 

Entgegen einer früher  vertretenen Ansicht ist die Rechtsfolgenanordnung des 
§ 613 a Abs. 1 S. 1 BGB keineswegs in dem Sinne zu verstehen, daß das Ar-
beitsverhältnis als personenbezogener Rechtszusammenhang zwischen den bis-
her daran Beteiligten erhalten bliebe und lediglich die hieraus erwachsenden 
Rechte und Pflichten auf den Erwerber übergingen.1 Nach ganz herrschender 
Meinung handelt es sich bei der Rechtsfolge des § 613 a Abs. 1 S. 1 vielmehr 
um den Fall eines gesetzlich angeordneten Vertragspartnerwechsels;  das Ar-
beitsverhältnis geht demnach kraft  Gesetzes auf den Erwerber über, der die 

1 So noch Erman-Küchenhoffy  6. Aufl., Rdn. 40; zur Kritik vgl. nur Borngräber,  S. 
65; nach Herschel,  ZfA 1977, 219 (235 ff)  ist der Betriebsübergang analog einem Ge-
sellschafterwechsel bei der OHG oder GmbH zu behandeln. 


